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156 Rechts veror du ung 
zur Anderung der Rechtsverordnung über die Errichtung einer Landeskulturkammer 
in der Freien Stadt Danzig vom 1. Februar 1934 (G. Bl. S. 44). 
Vom 25. Juli 1937. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 71 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

N Artikel! 


Die Rechtsverordnung über die Errichtung einer Landeskulturkammer vom 1. Februar 1934 
(G. Bl. S. 44) wird wie folgt geändert: 
1. $ 2 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Leiter der Landeskulturkammer kann die Angehörigen dieſer Tätigkeitszweige ein- 
zeln oder gemeinſam mit anderen Gruppen zu Abteilungen zuſammenfaſſen. Die Abteilungen 
können in Fachverbände oder Fachgruppen gegliedert werden. 

2. 8 3 erhält folgende Faſſung: 
Kit? 83 
Leiter der Landeskulturkammer iſt der Senator für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Kirchenweſen, ſein Stellvertreter wird von ihm ſelbſt ernannt. Die Landeskultur 


kammer erhält ferner einen Geſchäftsführer, der auf Vorſchlag des Leiters der Landeskul— 
turkammer von dem Senat der Freien Stadt Danzig ernannt wird. 


3. In 8 4 treten anſtelle der Worte „bezw. Unterkammern“ die Worte „bezw. Abteilungen“. 
4. $ 5 erhält folgende Faſſung: 
8 5 


Die Landeskulturkammer erhält eine Satzung, die von dem Leiter der Landeskultur⸗ 
kammer erlaſſen wird und der Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig bedarf. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. Juli 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 


Ian 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 9. 1937.) 
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157 Rechts verordnung 
zur Abänderung der Rechtsverordnung zur Durchführung der Landeskulturkammer⸗ 
verordnung vom 10. April 1934 (G. Bl. S. 269). 
Vom 25. Juli 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 71 und 79 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 


Die Rechtsverordnung zur Durchführung der Landeskulturkammerverordnung vom 10. April 1934 
(G. Bl. S. 269) wird wie folgt geändert: 


1. $ 1 erhält folgende Faſſung: 
8 1 

Mitglied der Landeskulturkammer muß jeder ſein, der bei der Erzeugung, der Wiedergabe, 
der geiſtigen oder techniſchen Verarbeitung, der Erhaltung und der Vermittlung von Kulturgut 
mitwirkt. Die Mitgliedſchaft iſt eine mittelbare oder unmittelbare (§ 7). 

2. 8 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Landeskulturkammer kann beſtimmen, daß Fälle geringfügiger oder gelegentlicher Aus⸗ 
übung einer der im $ 1 genannten Tätigkeiten keine Verpflichtung zur Zugehörigkeit zur Landes⸗ 
kulturkammer begründen. Die Landeskulturkammer kann auch für diejenigen, die auf Grund dieſer 
Vorſchrift von der Mitgliedſchaft zur Landeskulturkammer befreit ſind, Anordnungen erlaſſen. 

3. § 4 erhält folgenden Zuſatz: 

Die Ablehnung der Aufnahme und der Ausſchluß haben zur Folge, daß dem Betroffenen die 
weitere Ausübung ſeiner Tätigkeit unterſagt iſt. Die Entſcheidung über die Ablehnung der Auf⸗ 
nahme in die Landeskulturkammer und über den Ausſchluß aus der Landeskulturkammer wird 
von dem Direktor der Landeskulturkammer getroffen. 

Der Betroffene kann gegen ſeinen Ausſchluß oder die Ablehnung ſeiner Aufnahme wegen 
mangelnder Zuverläſſigkeit binnen einer Friſt von 2 Wochen den Ehrenrat der Landeskulturkam⸗ 
mer anrufen. 


4. 8 5 erhält folgende Faſſung: 
3 8 5 | | | 
Die Geſchäfte der Landeskulturkammer werden von einem Geſchäftsführer beſorgt, der die 

Amtsbezeichnung „Direktor der Landeskulturkammer“ führt. Der Direktor der Landeskultur⸗ 

kammer erhält einen Vertreter, der von dem Leiter der Landeskulturkammer ernannt wird. 


5. $ 6 erhält folgende Faſſung: 
86 
Der Direktor der Landeskulturkammer kann für beſondere Aufgaben aus den Kreiſen der in 
die Landeskulturkammer eingegliederten Berufe einen Beirat bilden. Die Befugniſſe dieſes Beirats 
werden von Fall zu Fall geregelt und zwar durch den Direktor der Landeskulturkammer. 
6. $ 7 erhält folgende Faſſung: 
8 7 
Die Landeskulturkammer gliedert ſich in Abteilungen, an deren Spitze ein Leiter ſteht, der 
von dem Leiter der Landeskulturkammer ernannt wird. Die Entſcheidungen der Abteilungsleiter 
können von dem Direktor der Landeskulturkammer aufgehoben oder abgeändert werden. Der Di- 
rektor der Landeskulturkammer iſt ferner berechtigt, den Abteilungsleitern Weiſungen zu erteilen 
ſowie alle zwiſchen den Abteilungsleiter auftauchenden Meinungsverſchiedenheiten zu entſcheiden. 
Die Abteilungen gliedern ſich je nach Bedarf in Fachverbände oder Fachgruppen. Die Leiter 
der Fachverbände bezw. Fachgruppen werden von dem Direktor der Landeskulturkammer ernannt. 
Sie ſind jederzeit abſetzbar. Die Entſcheidungen der Fachgruppen- bezw. Fachverbandsleiter können 
von dem zuſtändigen Abteilungsleiter aufgehoben oder abgeändert werden. Die Abteilungsleiter 
können den ihnen unterſtellten Fachgruppen bezw. Fachverbänden Weiſungen erteilen. 
Die Mitglieder eines Fachverbandes oder einer Fachgruppe der Landeskulturkammer ſind 
mittelbare Mitglieder der Landeskulturkammer. Fehlt ein geeigneter Fachverband oder eine ge⸗ 


10. 
11. 
12. 


13. 


14. 


15. 
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eignete Fachgruppe, jo wird die Mitgliedſchaft zun Landeskulturkammer unmittelbar durch Auf- 
nahme in die Landeskulturkammer erworben. Über die Aufnahme entſcheidet der Direktor der 
Landeskulturkammer. Der Direktor der Landeskulturkammer kann die unmittelbaren Mitglieder 
der Landeskulturkammer zu Fachverbänden oder Fachgruppen zuſammenſchließen. 


. $ 8 erhält folgende Faſſung: 


8 8 
Es können auch ganze Fachverbände oder Fachgruppen in die Landeskulturkammer aufgenom⸗ 
men werden. Die Aufnahme erfolgt auf Vorſchlag des zuſtändigen Abteilungsleiters. Über die 
Aufnahme entſcheidet der Direktor der Landeskulturkammer. Er muß die Aufnahme zulaſſen, wenn 
a) die Angehörigen des Fachverbandes bezw. der Fachgruppe nach $ 1 zur Mitgliedſchaft 
bei der Landeskulturkammer verpflichtet ſind, 
b) die Satzung des Fachverbandes bezw. der Fachgruppe den Vorſchriften des 8 11 ent- 
ſpricht und 
c) nach ſeinem Ermeſſen der Fachverband bezw. die Fachgruppe geeignet iſt, die ihnen zu 
übertragenden Aufgaben zu erfüllen. 


. 8 9 erhält folgende Faſſung: 


8 9 ü 
Wird die Aufnahme eines Fachverbandes bezw. einer Fachgruppe abgelehnt, ſo kann der 
Fachverband bezw. die Fachgruppe den Leiter der Landeskulturkammer anrufen. Der Leiter der 
Landeskulturkammer hat ferner zu entſcheiden, wenn unter den Abteilungen der Landeskultur⸗ 
kammer Meinungsverſchiedenheiten über die Aufnahme oder die Ablehnung der Aufnahme eines 
Fachverbandes bezw. einer Fachgruppe entſtehen. 


. $ 10 erhält folgende Faſſung: 


8 10 


Die Landeskulturkammer erhält eine Satzung, die von dem Leiter der Sasdrsbeltnüdner 
erlaſſen wird und der Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig bedarf. Die Fach⸗ 
gruppen und Fachverbände erhalten ebenfalls Satzungen, die der Satzung der Landeskulturkam⸗ 
mer ſowie den geſetzlichen Beſtimmungen über die Landeskulturkammer entſprechen müſſen und der 
Genehmigung des Direktors der Landeskulturkammer bedürfen. 
§ 11 fällt weg. 

8 12 fällt weg. 


8 13 erhält folgende Faſſung: 
8 13 


Für die Landeskulturkammer iſt alljährlich ein Haushaltsplan aufzuſtellen. Der Soüshalts- 
plan wird von dem Direktor der Landeskulturkammer aufgeſtellt. Er bedarf der Genehmigung des 
Leiters der Landeskulturkammer. 


$ 14 erhält folgende Faſſung: 
8 14 
Sämtlichen unmittelbaren und mittelbaren Mitglieder der Landeskulturkammer ſind zu Bei⸗ 
trägen verpflichtet. Die Beſtimmungen über die Beitragserhebung bedürfen der Genehmigung des 
Senats der Freien Stadt Danzig, Abteilung für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchen⸗ 
weſen. Die Beiträge werden im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 5 


§ 15 erhält folgende Faſſung: 
8 15 
Die Landeskulturkammer kann Bedingungen für die Eröffnung, den Betrieb und die Schlie— 
zung von Unternehmungen auf dem Gebiet ihrer Zuſtändigkeit feſtſetzen und Anordnungen über 
wichtige Fragen dieſes Gebiets, inſonderheit über Art und Geſtaltung der Verträge zwiſchen den 
von ihr umfaßten Tätigkeitsgruppen treffen. Durch dieſe Anordnung dürfen völkerrechtliche Ver⸗ 
einbarungen nicht verletzt werden. 
§ 16 erhält folgende Faſſung: 
8 16 
Die Landeskulturkammer kann Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von 1000 G gegen a, 
feſtſetzen, 
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1. der entgegen der Vorſchrift des § 1 dieſer Verordnung nicht Mitglied der Landeskul⸗ 

turkammer iſt und gleichwohl eine der von ihr umfaßten Beſchäftigungen ausübt, 

2. der den Anordnungen der Landeskulturkammer zuwiderhandelt, 1 

3. der der Landeskulturkammer gegenüber falſche Angaben macht. ie 
Die Ordnungsſtrafen können im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden. 

16. $ 18 fällt weg. 
Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. Juli 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 


15⁸ Rechtsverordnung 5 
über die Einführung einer Ehrengerichtsordnung für die Mitglieder der Landeskulturkammer. 
Vom 25. Juli 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 71 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: e 
8 1 | 
Gegen ein Mitglied der Landeskulturkammer, das ſich in ſeinem beruflichen oder außerberuflichen 
Verhalten eine Verletzung ſeiner Standesehre zuſchulden kommen läßt oder durch ſein Verhalten das 
Anſehen ſeines Berufsſtandes ſchädigt, kann ein ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet werden. 


2 
Für das ehrengerichtliche Verfahren zuſtändig ſind im erſten Rechtszug der Ehrenrat der Landes- 
kulturkammer, im zweiten Rechtszug der oberſte Ehrenrat der Landeskulturkammer. {ni 
Der Ehrenrat der Landeskulturkammer beſteht: 
1. aus dem Direktor der Landeskulturkammer als Vorſitzenden bezw. ſeinem Stellvertreter, 
2. aus einem ſtändigen Beiſitzer, der die Befähigung zum Richteramt haben muß, 
3. aus einem nichtſtändigen Beiſitzer, der der Fachgruppe bezw. dem Fachverband des Beſchul⸗ 
digten angehören muß. DIR 
Der oberſte Ehrenrat der Landeskulturkammer beiteht: 
1. aus dem Leiter der Landeskulturkammer als Vorſitzenden bezw. ſeinem Stellvertreter, 
2. aus einem ſtändigen Beiſitzer, der die Befähigung zum Richteramt haben muß, 
3. aus dem Leiter des Fachverbandes oder der Fachgruppe des Beſchuldigten bezw. ſeinem 
Stellvertreter. 


Die ſtändigen Beiſitzer ſowie ihre Stellvertreter werden vom Senat der Freien Stadt Danzig 
ernannt. Die Ernennung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren. Der nichtſtändige Beiſitzer des Ehren⸗ 
rats wird aus einer Liſte ausgeloſt, die der Direktor der Landeskulturkammer für jedes Jahr neu 
aufſtellt und die der Genehmigung des Leiters der Landeskulturkammer bedarf. 


Die Mitglieder des Ehrenrats bezw. des oberſten Ehrenrats der Landeskulturkammer ſind von 
der Ausübung ihres Amtes ausgeſchloſſen, f a 

1. wenn ſie mit dem Beſchuldigten verwandt oder verſchwägert ſind, 

2. wenn ſie an der zur Verhandlung ſtehenden Angelegenheit ſelbſt beteiligt ſind. 


Die Mitglieder des Ehrenrats bezw. des oberſten Ehrenrats der Landeskulturkammer können außer⸗ 
dem wegen Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt werden. Das Ablehnungsgeſuch iſt von dem Be— 
ſchuldigten ſpäteſtens drei Tage vor Beginn der Verhandlung einzureichen, eine Ablehnung während 
der Verhandlung iſt nicht zuläſſig. Dem Beſchuldigten ſind zu dieſem Zweck zugleich mit ſeiner Ladung 
zur Verhandlung die Namen der Mitglieder des Ehrengerichts mitzuteilen. Über das Ablehnungsgeſuch 
entſcheidet der Vorſitzende des Ehrengerichts, und zwar endgültig. Richtet ſich die Ablehnung gegen 
den Vorſitzenden ſelbſt, ſo entſcheidet über die Ablehnung des Vorſitzenden des Ehrenrats der Vor⸗ 
ſitzende des oberſten Ehrenrats, über die Ablehnung des Vorſitzenden des oberſten Ehrenrats der Se⸗ 
nat der Freien Stadt Danzig. 5 
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Scheidet infolge der Ablehnung oder nach Maßgabe des Abſatzes 1 ſowohl der Vorſitzende des 
Ehrengerichts als auch ſein Stellvertreter aus, ſo wird der Vorſitz in dem Ehrengericht, wenn es ſich 
um den Ehrenrat handelt, durch den Vorſitzenden des oberſten Ehrenrats, wenn es ſich um den oberſten 
Ehrenrat handelt, durch den Senat der Freien Stadt Danzig geregelt. Das gleiche gilt für den ſtän⸗ 
digen Beiſitzer des Ehrengerichts. Die Vertretung des nichtſtändigen Beiſitzers wird durch den Vor— 
ſitzenden des Ehrengerichts geregelt. 


N 8 4 
Die Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens iſt unzuläſſig, ſolange wegen der den Gegen⸗ 
ſtand der Anſchuldigung bildenden Tat ein Strafverfahren gegen den Beſchuldigten anhängig iſt. Wird 
während der Dauer eines ehrengerichtlichen Verfahrens wegen derſelben Tat ein Strafverfahren 


gegen den Beſchuldigten eingeleitet, jo iſt das ehrengerichtliche Verfahren bis zur rechtskräftigen Be⸗ 
endigung des Strafverfahrens auszuſetzen. f ö f 
8 5 20 f 


Das ehrengerichtliche Verfahren wird eingeleitet durch einen entſprechenden Antrag der Landes- 
kulturkammer an den Ehrenrat. f b 
§ 6 f 

Der Ehrenrat entſcheidet nach mündlicher Verhandlung, zu der der Beſchuldigte durch eingefchrie- 
benen Brief zu laden it. Die Ladungsfriſt beträgt 1 Woche. Erſcheint der Beſchuldigte zu der Ver⸗ 
handlung nicht, trotzdem er ordnungsmäßig geladen iſt, ſo kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Der Beſchuldigte kann ſich in der Verhandlung eines Rechtsanwalts oder eines Beiſtandes bedienen. 
Der Vorſitzende des Ehrenrats kann ungeeignete Beiſtände oder ſolche, die die Vertretung anderer 
Perſonen vor Gericht gewerbsmäßig betreiben, zurückweiſen. 


19 | 8 7 

Die Verhandlung vor dem Ehrenrat iſt nicht öffentlich. Sie wird von dem Vorſitzenden geleitet. 
Die Verhandlung beginnt mit der Vernehmung des Beſchuldigten. Im Anſchluß daran find die Zeu- 
gen und Sachverſtändigen zu vernehmen. Erſcheint ein Zeuge oder Sachverſtändiger nicht, ſo kann das 
zuſtändige Amtsgericht um ſeine Vernehmung erſucht werden. Desgleichen kann der Ehrenrat das 
zuſtändige Amtsgericht um die Vereidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen erſuchen. Dem Be— 
ſchuldigten iſt Gelegenheit zu geben, ſich zu den Auslaſſungen der Zeugen und Sachverſtändigen zu 
äußern. Der Umfang der Beweisaufnahme ſteht im freien Ermeſſen des Ehrenrats. 

Über die Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 


88 

Die Entſcheidung des Ehrenrats wird mit Stimmenmehrheit gefaßt, und zwar auf Grund einer 

geheimen Beratung. Die Entſcheidung kann lauten: 

1. auf Freiſpruch des Beſchuldigten, 

2. auf Einſtellung des Verfahrens, 

3. auf einen Verweis, 

4. auf eine Geldſtrafe bis zu 50000 G — fünfzigtauſend Gulden —, 

5. auf Ausſchluß aus der Landeskulturkammer. 


Der Ehrenrat kann beſchließen, daß ſeine Entſcheidung in einer oder mehreren Tageszeitungen zu 
veröffentlichen iſt. 
89 


Der Ehrenrat hat auch über die Koſten des Verfahrens zu entſcheiden. Als Koſten werden nur 
bare Auslagen in Anſatz gebracht. Die Koſten fallen bei Verurteilung dem Beſchuldigten zur Laſt, im 
übrigen ſind ſie von der Landeskulturkammer zu tragen. Ergibt ſich bei einem auf eine Anzeige ein⸗ 
geleiteten Verfahren, daß die Behauptungen der Anzeige haltlos und offenbar wider beſſeres Wiſſen 
oder grob leichtfertig aufgeſtellt ſind, jo kann der Ehrenrat die Koſten des Verfahrens auch dem An- 
zeigenden auferlegen. 

Die Koſten werden im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben. 

N § 10 

Die Entſcheidung des Ehrengerichts iſt ſchriftlich auszufertigen, mit Gründen zu verſehen und von 
dem Vorſitzenden ſowie den Beiſitzern zu unterſchreiben. 

Die Entſcheidung iſt mit der Begründung dem Beſchuldigten zuzustellen. — 

525 3 N 
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8 11 ö . 

Der Beſchuldigte kann gegen die Entſcheidung des Ehrenrats innerhalb einer Friſt von 2 Wochen 
vom Tage der Zuſtellung der begründeten Entſcheidung an Beſchwerde einlegen. Über die Beſchwerde 
entſcheidet der oberſte Ehrenrat der Landeskulturkammer. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 

$ 12 

Das Verfahren vor dem oberſten Ehrenrat richtet ſich nach den für das Verfahren vor dem 

Ehrenrat gegebenen Vorſchriften. Die Entſcheidung des oberſten Ehrenrats iſt endgültig. 
8 13 


Die Vollſtreckung der von den Ehrengerichten erkannten Strafen erfolgt durch die Landeskultur⸗ 
kammer. Die von den Ehrengerichten erkannten Geldſtrafen können im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 


verfahrens beigetrieben werden. 
8 14 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. Juli 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


